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onZW1SC  hen Ka.tholikén und Sozialisten?
Auseinandersetzung das Abtreibungsstra.frecht Österreich

Die Reform des österreichischen Strafgesetzes, dessen der- kation, also eın direkter Konflikrtfall zwıschen dem Leben
Zeıt gültıge Fassung AUS dem Jahre 18572 STaAMMT, 1St iın den der Multter und dem Leben des werdenden Kindes schränkt
beiden etzten Jahren iın eın entscheidendes Stadıum SC- diese generelle Straftbarkeit eın. Im Gegensatz dazu hat
treten Erste Bemühungen ıne Gesamtreform datieren schon die Stratrechtskommuission 19672 eiıne strafrechtliche
schon über eın Jahrhundert zurück. Eın erster Reforment- Behandlung der Abtreibung nach tolgenden Grundsätzen
wurf gelangte schon 1867 1NS Abgeordnetenhaus, eın zwel- empfohlen: Dıiıe Abtreibung soll grundsätzlich weıterhin
ter 1874 1n den Reichsrat. Eın dritter Entwurt wurde 1913 stratbar se1in. Nur die medi:7zinısche Indikation soll für
OS VO Herrenhaus des Reichsrates verabschiedet, SC- ine straflose Schwangerschaftsunterbrechung anerkannt
langte aber durch den Ausbruch des Ersten Weltkrieges werden. Nıchtmedizinische Sachverhalte sollen bei der
nıcht mehr 1n das Abgeordnetenhaus. Der vierte Versuch Prüfung der rage, ob ine medi:zınısche Indikation VOTL-
einer Gesamtreform des österreichischen Strafrechts hatte liegt, gegebenenfalls mitberücksichtigt werden (Z Ver-
ine weitgehende Rechtsvereinheitlichung mıiıt dem deut- gewaltigung). Von der Bestrafung der Schwangeren soll
schen Strafgesetzbuch Z 7Ziel un: wurde se1it 1927 1 1n esonderen Fällen abgesehen werden, das Strafausmaß
Nationalrat beraten. Dıie politischen Wırren bis ZUr Aus- oll nıcht höher als eın Jahr se1ın }(derz.eit bis fünf Jah-
schaltung des Nationalrats 1m Jahre 1933 brachten auch ren)
für diesen vierten Anlaut keinen Ertolg. Von diesen Empfehlungen haben sıch die Ministerialent-
Die Reformarbeit fand TST 1953 mi1ıt eıner Entschließung würte VO  - 1964 1966 un: 1968 ımmer weıter 1n Richtung
des Nationalrats iıhre Fortsetzung. Das Bundesminıiste- auf eine Beibehaltung des geltenden Rechts entftfernt. Ins-
1Um für Justiz bildete 1954 ıne Strafrechtskommission, besondere Justizminıister Klecatsky suchte VOTL Heraus-
die nach 140 Sıtzungen Ende 1960 den Entwurf eines yabe se1nes Entwurfs VO 1968 das Einvernehmen mıiıt der
uen Strafgesetzbuches ın erster Lesung fertigstellte. Osterreichischen Bischofskonferenz un gelangte iın dieser

rage w1e hinsichtlich der Strafbarkeit der Homosexualı-
Auf diesem Entwurt basieren alle seitherigen Ministerijal- tat, des Ehebruchs un der Ehestörung Formulierungen,entwürtfe: Fın erster, den der Justizminiıster der etzten die weitgehend miıt dem Strafgesetz VO  —$ 19572 überein-
Koaliıtionsregierung un heutige Justizminıster, der So- stiımmten.
zıalıst Broda, 1964 ZUuUr Begutachtung vorlegte und
eın zweıiter, den ebenfalls noch Broda nach Einarbeitung Dıie Regierungsvorlage 19717 Zur großen Strafrechtsre-

torm greift 1U  3 wieder autf die Empfehlungen der Strat-der Stellungnahmen Anfang 1966 fertigstellen 1eß Dıie rechtskommission zurück, interpretiert Ss1e aber hinsichtlichabsolute Mehrheit der Osterreichischen Volkspartei bei
den Nationalratswahlen VO 1966 brachte für die Reform- eıner Erweıterung der medizinıschen Indikation xtien-

S1V, daß VO einer Weiterentwicklung der Liberalisierungarbeiten Strafgesetzbuch zunächst einen Stillstand. Ju- durchaus die ede seın annn Wiährend die grundsätzlichest1!zmiınıster Prot Klecatsky erstellte 1968 eiınen
Entwurf als Regierungsvorlage, deren parlamentarische Stratbarkeit der Abtreibung ZWAar aufrechterhalten wird
Behandlung jedoch nach der Generaldebatte 1m Justizaus- ($$ 144 bıs 148 des geltenden Strafrechts, $$ 85, 86 un R8

1m Entwurf des Strafgesetzbuches), sichert das NeUCschuß steckenblieb Nach den Wahlen VO Frühjahr 1970
Gesetz Straflosigkeit nıcht NUr bei medizinischer Indika-nahm die sozjalıistische Minderheitsregierung die Arbeiten

wieder auf un versuchte gleichzeit1ig, wichtige Teilgebiete t10n („nıcht anders abwendbare ernste Gefahr für das
Leben oder die Gesundheit der Schwangeren“), sondernder Reform schon VOT Abschluß der Gesamtreform fertig- ordert auch die Berücksichtigung psychischer, soz1ialer,zustellen. Das Strafrechtsänderungsgesetz 1971 („kleine

Strafrechtsreform“) enthielt Strafminderungen un: Straf- ‚ethischer‘ un: eugenischer Faktoren.

aufhebungen für Ehestörung, Ehebruch, Homosezxualıtät, 87, Absatz (2) un (3) lauten: „Beı Beurteilung der
Tierquälerei, Amtsehrenbeleidigung Uu.,. un wurde mMIit Frage, ob iıne ernste Gefahr besteht, sınd neben den k Öör-
den Stiımmen der beiden gyroßen Parteıen 1mM Nationalrat perlıchen un: seelischen Eigenschaften der Schwangeren
beschlossen. Am November 1971 brachte die sozialisti- auch die Umstände berücksichtigen, denen s1e

leben CZWUNSCH ISt Gegebenenfalls 1St auch prüfen,sche Regierung, die se1it den Oktoberwahlen über die ab-
solute Mehrheit 1mM Nationalrat verfügte, den Entwurt ob nıcht die ngst der Schwangeren, eın unheilbar sieches
eınes Strafgesetzbuches 1mM Parlament ein. Justiz- ınd oder ein ınd gebären, das durch ıne gewalt-
mıiıniıster Broda aßt seither keinen Zweitel daran, daß die Samme Schwängerung erZeugt worden 1St; iıne ernste Gefahr

für iıhre seelische Gesundheiıit begründet.“Regierungspartel entschlossen ISt;, die „große Strafrechts-
reform“ noch VOT Ablaut der Legislaturperiode, also bis Diese Formulierung des Abtreibungsparagraphen steht
1975, (zesetz werden lassen. 1U  — über eın halbes Jahr nach dem amtierenden Justiz-

miınıster „Broda-Entwurf“ geENANNT ZUur Debatte. rst
der sozzalıstische Parteiıtag, der 1m Aprıil 1972 1n VillachDie Sozialisten erklären sich tür die Fristenlögung abgehalten wurde, zab der Auseinandersetzung ine —

Der 144 des geltenden Strafrechts stellt Abtreibufig be- Wendung un: führte eıner spürbaren Ver-
dingungslos un Strafe: lediglich die medizinısche Indi- härtung der Positionen. Der Parteitag der Regierungspar-
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teı stımmte einer unmittelbar vorher VO' Bundeskongrefß Unmiuttelbar nach der Annahme der kleinen Strafrechts-
der soz1ıalıstischen Frauen Osterreichs verabschiedeten Re- retorm 1m Jul: 1971 auch MIt den Stimmen der OVP
solution Z wonach der Broda-Entwurf als unzureichend erschien eın zweiıter, ım Ton wesentlich härterer Hırten-
angesehen un!: die Freigabe der Abtreibung bıs brief der Bischöfe, in dem die bereits verabschiedete Re-
einer VO  ‘ den form als außerst gefährlich hingestellt un gleichzeitig
wiırd.

edizınern festzulegenden Frist ggfördert
ZUuU Kampf die Liberalisierung der Abtreibung auf-

Noch während der Debatte auf dem Parteıitag rückte Ju- gverufen wurde. Diese Erklärung wurde VOTL allem ın Kreı-
SCI1 der OVP-Abgeordneten mit einer gewıssen Bitterkeitstizmınıster Broda VO  $ seiınem eigenen Entwurf 1b un

stellte sıch hinter diese Fristenlösung. Er hat angekündigt, aufgenommen. Nımmt Man hinzu, daß 1n der gegenwar-
daß seıne Parteı selbst einen entsprechenden Abänderungs- tigen ınnerparteılıchen Dıiıskussion über eın NeUeEeS Grund-

Satzprogramm der OVP gerade das Verhältnis Kircheantrag während der Verhandlungen 1m Justizausschuß
einbringen wird. Da die Behandlung der Strafrechtsreform un: Christentum eine besondere Schwierigkeit darstellt,
in der Reihenfolge der Paragraphen voOorsgcnNoOMmMECN wird, scheint erklärlich, daß sıch 1n der großen Opposıtions-

parte1 biıs heute kein einheıitlicher Standpunkt ZUr Abtrei-rechnet IMNan, da{fß die Abtreibungsproblematik erst 1mM
Herbst 1972 das Parlament beschäftigen wird. bungsfrage herausgebildet hat, obwohl hier die einun-

SCn VO  } Kırche un OVP weıt deutlicher übereinstimmenAls wesentliches Motiıv für ıne radikale Reform des 144 als bei der kleinen Stratfrechtsreform. Antang Maı 19/2wurde VO Justizminısterıum ımmer wieder das Mißver- erkliärte Mock, der Obmann des Osterreichischen Ar-ältnis zwischen der Zahl der tatsächlich vorgenomMMeENCN beiter- und Angestelltenbundes, eines der dreı die OVPAbtreibungen un: der Zahl der Verurteilungen wegen die- konstituierenden Bünde „Eıne Parteı, die darüber disku-
ses Deliktes angeführt. 1958 his 1967 gab 1mM Jahres- tiert, ob un: Ww1e stark S1e das Christentum in ıhrem Pro-durchschnitt 126 rechtskräftige VerurteilungenIAb- verankert, ann keine Regelung vertreten, die alstreibung. ber die gleichzeıitig durchgeführten illegalen unbarmherziger Puriıtanısmus verstanden wird.“ SchonAbtreibungen gibt 1Ur Schätzungen, die sehr weıt AUS- Jetzt zeichnet sıch ab, daß tür die Abstimmung über deneinandergehen. Nımmt mMa  3 auch Nur 01010 tatsächliche 85 des Strafgesetzbuches der Fraktionszwang fürAbtreibungen gegenüber 126 Verurteilungen a ergibt die OVP-Abgeordneten aufgehoben werden wiırd, wobeisıch, daß 1n ÖOsterreich Nur jede 240. Abtreibung gerichtlich INnan iıne geheime Abstimmung 1mM Nationalrat 1Ns Augebelangt werden kann. In bis Fällen jahrlich erfolgt faßt Auch die Freiheitliche Partei Osterreichs hatdie Verurteilung bei Abtreibung nach Vergewaltigung. noch keinen einheitlichen Standpunkt tormuliert. Ihr Ab-In solchen un: anderen Härtetällen wird aber schon se1it geordneter Primarıus Scrinzı, der einzıge Arzt 1 Na-Jahren 1Ur mehr ıne bedingte Strafe verhängt. tionalrat, halt Abtreibung War nıcht für Mord, aber

jedenfalls für Tötung. In eıiner uUusSs dem Janner 19772
Über eine begrenzte Liberalisierung ware stammenden Stellungnahme aßt Secrinzı über die medi-
Einverständnis ZUuU erzielen zınısche Indikation hinaus die Berücksichtigung der ethi-

schen un eugeniıschen gelten, doch NUr
Die Neuformulierung des Abtreib\zmgs paragraphen 1N der Kontrolle durch ıne Gutachterkommission jedes einzel-
„Broda-Fassung“ warf ıhre Schatten schon auf die De- NnNenNn Falles. Dıie Entscheidung über einen Schwangerschafts-batten die kleine Strafrechtsretorm. Als Argument abbruch nıcht allein in das Belieben der Mutter und des

die hauptsächlich VO  3 sozıalıstischer Seıite torcierte durchführenden AÄArztes stellen, ISt VOTL allem eın Anlıe-
Entkriminalisierung VO  — Homosexualıtät, Ehestörung geCn der Ärzte selbst. Der Vorstand der 11 Universitäts-
un Ehebruch wurde häufıig die Beispielwirkung einer Frauenklinik ın VWıen, Proft. Husslein, der schon VO  —
solchen Standpunktverschiebung auf die schwerer w1e- Jahren als Katholik ein Institut für Familienplanung 1Ns
gende rage der Abtreibung 1Ns Treften geführt. Leben gerufen hat, ordert ebentalls ıne Kommiuissıon Aus

Auf katholischer Seité standen einander in den weltan- Fachleuten, die das Vorhandenseın einer der im Broda-
schaulichen Streitpunkten der kleinen Strafrechtsreform Entwurt genannten Indikationen konstatieren mußß, ehe

ıne Abtreibung legal vorgenommen werden dart ıneprofilierte Meınungen gegenüber. Während die Rechts-
kommission der Osterreichischen Bischofskonferenz für Verschärfung des gegenwärtigen Rechtszustandes hat NUur

ıne weitgehende Beibehaltung des geltenden Rechts ein- der Cartellverband der katholischen Österreichischen Stu-
dentenverbindungen gefordert: In einem Textentwurf fürtrat, nahmen etw2 der Kanonist un: derzeıtige Rektor

der Universität VWıen, Prof. Dordett, un der 1im Seel- $ 85  — bleibt ausschließlich bei der mediızinıschen In-
der Diözese 11N7Z arbeitende „Sozialpolitische dıkation, doch sol! auch diese neben der schriftlichen Zu-

stımmung der Schwangeren der Zustimmung zweıer Fach-Arbeitskreis“ eindeutig für iıne begrenzte Liberalisierung
aAarzte un der Gesundheitsbehörde bedürten.Stellung. Dies führte einer konziliant gehaltenen Fr-

klärung der österreichischen Bischöfe, in der schon einıge
Wochen VOT der Verabschiedung der kleinen Stratrechts- Komm_t ZUur Konfrontation mıiıt  b der Kırche?
reform diese praktisch ZUur Kenntnıiıs z  M' wurde,
wobei INa  — die Unterscheidung zwischen stratfrechtlicher Im Frühsommer 1971, noch während der Auseinander-
und sıttlicher Erlaubtheit in den Vordergrund stellte. Die setzungen dıe kleine Strafrechtsreform, formierte siıch
ÖOsterreichische Volkspartei, die damals (ım Sommer ın Wıen eın „Aktionskomitee ZUr Gesamtreform des Straf-
noch ın Opposıtion gegen ıne Regierung.stand, die über rechts“, das sıch jedoch ausschließlich aut die Abtreibungs-
keine absolute Mehrheit 1m Parlament verfügte, sah sıch problematık konzentrierte. Unter dem Tıtel „Aktıon Le-
sSOomıt auch VO  — der Kırche her nıcht veranlaßt, eiınen ben 1St dieses Komiuitee seıt dem Herbst des Vorjahres in
scharfen Kurs einzuschlagen, dem s$1e schon gsCcnh der der Offentlichkeit durch ıne ausgedehnte Unterschriften-
Krise ihres Selbstverständnisses seıt der Wahlniederlage aktion bekanntgeworden. Dıiıese Inıtiative eing auf ıne
VO März 1970 kaum imstande SCWESECH ware. nregung des Pastoralrats der FErzdiözese Wıen zurück,
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die VO damalıgen Präsıdenten der Wıener Katholischefi aber ıne Freigabe bıs ZU dritten Schwangerschaftsmonat
eın, weıl die Bestrafung nıcht geeignet sel, dıe Abtreibungs-Aktion, Csoklıich, aufgegriften und eıner ZESAML-

Österreichischen ewegung gemacht wurde. Zahlreiche zıffern senken. Hıngegen sollte durch Aufklärung und
Gliederungen der Katholischen Aktıion ın allen Diözesen eintachen Zugang allen empfängnısverhütenden
sind dem Komıitee kollektiv beigetreten. Bıs Anfang Maı Miıtteln die Abtreibung ımmer mehr unnötig gemacht
19/2 hat die „Aktıion Leben“ A0 01010 Unterschriften werden.
einem Forderungskatalog gesammelt, in dem die Beibe- Gewicht bekam diese Inıtiatıve erst Mıtte Aprıl, als sıch

die soz1ıalistische Bundestrauenkonterenz für die Oftent-haltung des strafrechtlichen Schutzes des ungeborenen Icas
bens und die Forcıierung eıiıner aAaNzZCNHN Reihe VO  a Ma{fßnah- lichkeit völlig überraschend moll hınter die Argumentatıion
INeN ZUuUr Verbesserung der soz1alen un: psychıschen Sıtua- der Gruppe stellte. Damıt entstand ıne scharte Wendung
t10N be] ungewollten Schwangerschaften verlangt wiırd. der Debatte. Wenige Tage nach dem Beschlufß
Die „Aktıon Leben“ hat zunächst keinen Gesetzestext der Frauen sprach sıch w 1e schon erwähnt auch der Ge-
entworten, da{fß VO  3 ıhr Aaus nıcht möglıch WAar, ıne samtparteıtag der Sozialisten 1n Villach miıt 1Ur zehn
detaillierte Stellungnahme den einzelnen Indikationen Gegenstimmen für ine Fristenlösung AUuUsS. Bundeskanzler
un der Kontrolle festzulegen. Ihr Hauptanlıegen 1St der Kreisky nahm der Abstimmung nıcht teıl, erklärte sıch
Erweıs, daß schon der erweıterte Indikationen-Entwurf aber solıdarisch un: Vvertrat die Meınung, da{ß die SOZ12-
der Regjerung praktisch eiıner völligen Liberalisierung der lıstische Parteı ıne Kontrontation mıiıt der Kıiırche aushal-
Abtreibung gleichkäme, und da{fß 1ıne wenıgstens vorläu- ten werde. Unmittelbar darautf Nntiwortert: Kardınal König
fıge Erhaltung oder 1Ur geringfügıge Adaptierung des 1mM Rundfunk mMiıt eıiner V“VO  S allen Bischöfen gebilligten Er-

144 VO posıtıven Ma{fhnahmen A Einschränkung der klärung. Darın hiefß Es* „Die Kirche selbst sucht keine Kon-
Abtreibungsseuche begleitet werden MU frontation, s1e wiırd ıhr aber gegebenenfalls nıcht AUSWEI-

chen Der Kırche 1St verwehrt, jede rage nach ıhremIn der Stellungnahme der Katholischen Aktion Osterreichs
taktischen Wert beurteilen. Sıe mu un: s1e wırd hreheißt Na „Der (1ım Broda-Entwurf“) vorgesehene strat-

rechtliche Schutz der ungeborenen Kinder VOT Abtreibung Grundsätze ohne Rücksicht auf taktısche oder andere Vor-
teile vertreten Möglıcherweıise hielten, Ww1e€e der Bundes-kommt 1im Ergebnis nahezu einer Freigabe gleich und 1St
anzler meınte, sowohl Kiırche Ww1e SPO iıne Konfron-daher entschieden abzulehnen. Der Auffassung, da{fß durch

die Abtreibung des Ungeborenen dem Leid der Welt SC- tatıon ZUS. Treften würde S1€e aber jene Katholiken und
Sozıalısten, die se1it Jahren versuchen, über viele GräbenTtTeUuUert werden könne, 1St entgegenzuhalten, daß die Ge-

sellschaft un: der Gesetzgeber sıch nıcht anmaßen dürfen, der Vergangenheıt hinweg eın u  9 posit%ves Verhältnis
durch Preisgabe des Lebens VO  - Ungeborenen das Schick- 7zueinander suchen.“
al VO  — Menschen entscheiden. Dıie Kirche sıch
daher iın aller Welt dafür e1n, dafß die Abtreibung nıcht Kompromiß iıcht mehr möglich?
der staatlichen Kontrolle entgleitet. Deshalb bedart in
Osterreich für die iın der Rechtsordnung schon heute —- Sehr bald nach dem Auttreten des Aktionskomitees ZUur

Abschaffung des 144 Wr klar, daß dieses nıcht ohnelässıge medizinische Indikation einer wirksamen Begut-
achtung behaupteter Konfliktfälle.“ Einverständnıiıs mıt der Regierungsparteı und dem Justiz-

miınıster agıerte. Man WAar der Meınung, Broda wolle
Im Herbst 971 präzısiıerten dıe Öösterreichischen Bischöfe durch den Hınvweıs auf radıkalere Forderungen seinen
hre Erklärung VO Sommer 1n bezug aut die Abtreı- Kompromißvorschlag sıcher durch das Parlament bringen.
bungsfrage. Sıe gingen dabei mit der Katholischen Aktıon Seit dem soz1ialıstischen Parteitag sıch aber ımmer
konform: „Miıt der Lockerung des bestehenden Schutzes mehr die Überzeugung durch, daß die Sozıialisten eıner
für ungeborenes Leben würde das Tötungsverbot tfür mittleren Lösung tatsächlich nıcht mehr interessliert sind.
menschliches Leben grundsätzlıch durchbrochen und damıt Die gesamte Argumentatıon der Regierungspartel geht
eın gefährlicher Weg beschritten, dessen Ende nıcht 1abzu- heute VO  $ der freien Entscheidung der Trau und des Arz-
schätzen 1St.  « Der Wıener Erzbischof, Kardınal Ön1ıg, tes AauUuS$ und 1St bemüht, dıe Freigabe der Abtreibung
benützte seine traditionelle Silvesteransprache 1mM ern- wenıgstens für iıne bestimmte Frist der Schwangerschaft
sehen eiıner Stellungnahme, die durch drei einander als Jjene Lösung darzustellen, dıe Eerst die Wirksamkeıt
ergänzende Aussagen gekennzeichnet 1St Es 1St nıemals aller posıtıven Ma{fßnahmen ZU Schutz des Lebens Ce1-
Sache der Kirche, „nach Gefängnis un Kerker rufen“, möglıcht. Von einem Wiıllen, 1n einer eiklen Frage

die Kırche MU: sıch dagegen wehren, „den Tod ba- eiınen breiten parlamentarischen Konsens herzustellen, 1sSt
gatellisıeren“, und kann NUur angeklagt werden, wenn

WIr den uttern helfen, iıhre Kınder un menschen-
se1it Aprıl nıcht mehr die ede
Irotz des Bekenntnisses sozzalpolitischen Maßnahmenwürdıgen Umständen AA Welt bringen und CT - haben weder das Justizminısterıum noch das Gesundheits-

z1ehen“. mınısterıum oder das Staatssekretariat für Familienftra-
Im Januar 1972 bıldete sıch Ühnlich w 1e in der Bundes- gCcnh beides Neugründungen der gegenwärtıgen Regıe-

rung iırgendwelche Pläne ZAT Familienförderung oderrepublık mıiıt der „Aktion TART ebenfalls in Wıen
eın Aktionskomitee ZUur ersatzlosen Streichung des 144 ZUrFr Propagierung empfängnisverhütender Mittel entwOTLr-

Es estand AaUusSs acht Jungen Frauen, die 1n der „ Jungen fen Diese Selbstsicherheit der Regierung hat ihren Grund
Generatıion“, der Jugendorganısatıon der SPO, 1ın eiınem nıcht NnUu  — im Besıtz der absoluten Mehrheıt 1mM National-
Arbeitskreis „Emanzıpatıon der Frau  «“ tätıg Dıiıe rat und 1mM Bundesrat. Dıie bereıts angedeutete Schwäche
Inıtiatıve wurde in der Offentlichkeit zunächst 1LL1Ur des- der Volkspartei ergibt sich auch AUS Umfrageergebnissen,
halb erNStgenOMMCN, weıl neben der häufigsten Spre- die erkennen lassen, daß miıt einer harten Linıe der Ab-
cherın des Komiuitees, Gössler die Schwiegertochter treibungsfrage derzeıt 1n Österreich keine Wähler DpC-
des Bundeskanzlers, Kreisky, Mitglied des Komıitees wınnen sind. ıne Umfrage Gynäkologen hat
WAar. Dıie Gruppe Lrat für iıne völlıge Freigabe, mındestens dem gezelgt, daß sıch Z 0/9 für iıne Milderung oder Ab-
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schaffung des 144 aussprechen un: 53 9/0 innerhal der Schon Jjetzt wırd derselbe Eftekt durch bedingte Verur-
Grenzen der Straffreiheit bereit sınd, einen entsprechen- teılungen erreicht. Überdies sollen Beratungsstellen BESELTZ-
den Eingriff vorzunehmen. Dazu kommt, da{fß dıe Massen- lich verankert werden, damıt jede Multter iıhr Recht, das
medien VO  —; den Diskussionen über die Vorschläge der ınd menschenwürdıgen Verhältnissen Zur Welt
Gegner der Bestrafung voll sind, während die „Aktıon bringen, tatsächlich finden kann. Nach der Dramatısıerung
Leben“ bıs über den soz1ıalıstischen Parteitag hınaus ZO- der Auseinandersetzungen werden Nnu  — Besprechungen der
ge MIt eiınem konkreten Gegenentwurf die Oftent- „Aktion Leben“ miıt dem Justizminister das Ausmaß der
iıchkeıit Lretfen Der 19008  — vorbereitete Kompromiß VO  ; Kompromißßbereitschaft erkennen lassen. Die Positionen
katholischer Seıte berücksichtigt VOT allem das geltende siınd jedoch fest, daß auch eiıne Konfrontation 1M Par-
Recht, modifiziert durch die Spruchpraxıs der Gerichte: lament nıcht mehr ausgeschlossen werden ann.
In schwıerıgen Fällen sollen Straffolgen erlassen werden. Peter Pawlowsky

Wie sehen die Fra.nzos_én die katholische Kirche?
Zu den Ergebnissen einer nterviewbefragung ankreich

Seıit Frühjahr 1972 lıegt die Auswertung einer Repräsen- Der Fragenkatalog, der eine Typologisierung der Ant-
tatıvbefragung VOT, die das tranzösıische Meinungsfor- worten ermöglichen ollte, kreiste vier grofße Themen:
schungsinstitut SOFRES (Societe Francaıse d’Etudes Par un die Kirche als Institution, Glaubenswahr-
sondage) 1M Auftrag des französıschen Episkopats SOWI1e heıten und Glaubensvollzug, iındıvıduelle Lebens-
der Zeitschriften „La Croi1x“ un: „Le Pelerin du DD fragen und 4. um gesellschaftliche un: politische Probleme.
siecle“ Ende VErgansCNCNHN Jahres (25 11 bıs 15 12
durchgeführt hat Ausgenommen VO  — der Umfrage
NUur die vier Departements Haut-Rhin, Bas-Rhıin, Moselle Die Kırche als Institution ist gefragt
und Korsika. Befragt wurden 1093 nach iınem reprasen- Dıie ÄAntwort auf die Frage, ob die Kirche auch heute nochatıven Schlüssel ausgewählte Personen über ıhre Haltung (1971) ıne Aufgabe erfüllen habe, zeıgt 1ne auch -
Zur Kirche un: ZU Glauben. Ziel des Unternehmens
Wafl, Aus den Antworten autf die Fragen diesen be1i- derswo feststellbare Tendenz 75 0/9 bejahten diese

Frage, doch sahen sS$1e den Auftrag der Kirche wenıger 1mden Themenkreisen ıne Typologie entwickeln. AIa spezifisch Christlichen, als mehr 1mM Bereich der soz1ıalenCroi1x“, das die Ergebnisse veröffentlichte (2ZI SZ) VOILr-
hehlt nıcht die renzen einer solchen Befragung. Man un!: praktischen Lebenshilte: für NUur 11 0/9 stand dıe Ver-

kündigung des Evangeliums GIStET; un: tür 4 0/9musse strikt zwischen dem unterscheiden, W as die ran- Zzweıter Stelle. Noch wenıger sahen 1n der Verteidigungwirklich denken un: dem, w 4s s$1e iıhren Befragern der christlıchen Wahrheiten die Hauptaufgabe der Kirchegegenüber geäußert haben Gerade das $aktısch Gesagte 0/9 ErSter,; 7979 zweıter Stelle) twa gleich hochhänge VO  3 vielerle; örtlıchen, zeıtlichen, psychologıischen wurde dagegen das ngagement für die Gerechtigkeıit ınund anderen Umständen ab Hınzu komme das allgemeıne der Welt (27 0/9 bzw 0/9) und die Arbeit der Sıtt-Sprach- und Kommunikationsproblem, ede einzelne
auch eintach tormulierte Frage unterliegt in der lıchen Erziehung der Kınder (27 0/9 bzw. 0/0) bewertet.

Den hohen Rang der eıgenen freien Gewissensentschei-AÄAntwort bereits eıner Interpretation des Befragten. Trotz dung signalisıert, da{fß 1Ur 29/9 (an erster Stelle) und 0/9dieser Einschränkungen wırd Ina  e agch mussen, da{fß die
Befragung als Konturen VO  e Haltungen, Meınun- (an Zzweıter Stelle) der Auffassung sınd, dıe Kirche habe

auch anzugeben, W as Zut und w 4S schlecht se]l. Das Enga-
SCn un Tendenzen sichtbar werden lafßt, die 1in ıhren

gement für die Gerechtigkeit wırd indessen nıcht als ‚ak-Grundstrukturen gesichert seiın dürften. tıver politischer Kampf für die Gerechtigkeit“ verstan-
Im tolgenden zunächst einıge Angaben den ersonda- den (96 0/9 bzw 95 0/9 sprachen sıch dagegen aus).lien der Befragten, sodann ıne Burze Zusammenfassung Das kultisch Orlentierte Priesterbild scheint stärker alsder Grobauswertung, Aaus der durch Querauswertung die
Typologie herausgearbeıitet wurde, und schliefßlıch dıe 7B 1n der BRD 1m Abbau begriffen se1n. War soll
Typologie selbst. Wo sıch Vergleichsmöglichkeiten GIs der Priester nach Meınung VO  — 279/0 der Befragten 1M-

iIner noch vorwiegend Kulthandlungen vollziehen (gegenyaben, werden dıe entsprechenden Daten AaUuU»S der deut-
65 0/9 ın der BRD) ber für 36 0/9 der Franzosen 1Stschen Repräsentativbefragung eingeflochten (vgl auch

Oktober LL 495—501). Die überwiegende ehr- dazu da, die Menschen Jesus Christus versammeln
und tür 76 0/9 1St gleichgültig, welche konkrete Tätıg-heit der Beifragten sınd Katholiken (84 0/9) Die Prote-
eıt der Priester ausübt, wenn S1e NUuULr mıiıt dem übereın-tanten sınd MIt 29/0, die übrigen Christen Mi1t 4 9/0,

Atheisten, Religionslose un relı1g1Öös Gleichgültige IN- stimmt, W ds als seiıne Berufung erkannt hat So sprach
Inen mıt 0/9 vertreten. Dıie Orthodoxen bilden iıne Ver- sıch auch 1ne Mehrheit VO  - 54 0/9 40 9/9 tür iıne

berufliche Tätigkeit der Priester AUS, selbst wenn dieseschwindende Miınderheit (unter 0,5 0/9) 96 0/9 der Befrag-
ten sınd getauft. Hınsichtlich einer kontinujerlichen reli- seine gewöhnlıchen Seelsorgsaufgaben ın der Gemeinde
y1ösen Erziehung lıegt zwıschen dem 12. und 15 Lebens- behindern sollte.
ahr eın scharfer FEinschnıiıtt. 0/9 erhielten bıs ZU Alter Dıiıe starke Befürwortung der Kindertaute 75%0) MI1t der
Von Jahren ıne relig1öse Erziehung. Von den über Begründung, mMan könne Ja spater ımmer noch praktı-
15Jährigen dagegen bejahten L11Ur noch 3() 0/9 diese Frage. zıieren oder auch nıcht, aäßrt autf eın csehr veräußerlichtes
Eıner kirchlichen Organısatıon gehören Ö 0/9 und 89 0/9 Taufverständnis ließen. In hohem Ansehen stehen 1M-
sınd kirchlich verheiratet. Iner noch die katholische_n Schulen, eın kirchliches Begräb-
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